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PARLAMENTARISCHE ANFRAGEN

NACHGEHAKT | Abgeordnete fragen, Ministerien antworten

Drogenschmuggels zu einer mehr-
jährigen Haftstrafe verurteilt wur-
de. Auch ist ein Urteil des Bayeri-
schen Obersten Landesgerichts be-
kannt, der die Ablehnung einer
Entzugslockerung der JVA Kais-
heim für unzulässig erklärt hat.

Gesundheitsfachkräfte:

18 Prozent sind Ausländer

Der Gesundheitssektor – insbe-
sondere die Alten- und Kranken-
pflege – ist in Deutschland und
Bayern besonders stark vom Fach-
kräftemangel betroffen. Christoph
Maier (AfD) interessierte sich da-
für, wie viele ausländische Staats-
bürger*innen in Bayern bereits je-
weils in den Berufsbildern der Me-
dizin-, Gesundheits- und Alten-
pflege arbeiten.

Nach der Ärztestatistik der Baye-
rischen Landesärztekammer wa-
ren bis zum 31. Dezember letzten
Jahres 2023 insgesamt 94 831 Ärz-
tinnen und Ärzte gemeldet, davon
82 377 Deutsche (87 Prozent) so-
wie 12 454 Ausländer (13 Prozent),
schreibt das bayerische Gesund-
heitsministerium.

Im Berufeaggregat „Pflegeberu-
fe“ der Statistik der Bundesagentur
für Arbeit 2024 gab es in Bayern
zum Stichtag 30. Juni letzten Jahres
insgesamt 152 469 Pflegefachkräf-
te – davon 125 290 Deutsche (82
Prozent) sowie 27 179 Ausländer
(18 Prozent). Dieses umfasst unter
anderem Gesundheits-, Kranken-
und Kinderkrankenbereich sowie
den Themenbereich „Aufsicht,
Führung – Pflege, Rettungsdienst“
und „Altenpflege (einschließlich
Führung)“. > DAVID LOHMANN

Eine völlige Abschottung sei al-
lein wegen des für die notwendige
Versorgung mit Verpflegung und
Waren aller Art erforderlichen Lie-
ferverkehrs und Außenkontakte
der Gefangenen wie Besuche, Au-
ßenbeschäftigung oder Ausgang
nicht möglich. Größtes Einfallstor
laut Ministerium: Das sogenannte
Bodypacking, also der Schmuggel
im Körper. Dadurch gelangten ne-
ben Drogen auch Mini-Handys in
die JVA. Bekannt ist ebenfalls, dass
Heroin,Hasch,ChrystalMethoder
psychoaktive Stoffe in Papier ge-
tränkt werden, das von den Häft-
lingen geraucht wird.

„Der Vorwurf eines willkürli-
chen Umgangs Bediensteter mit
Gefangenen ist nicht gerechtfer-
tigt“, heißt es aus dem Haus von
Justizminister Georg Eisenreich
(CSU). Gleiches gilt für den Vor-
wurf unzureichender medizini-
scher Behandlung suchtkranker
Gefangener. Die Bediensteten
würden im Umgang mit Gefange-
nen nicht zuletzt aus Resozialisie-
rungsgründenbesonderenWertauf
die Einhaltung der im bürgerlichen
Leben üblichen Umgangsformen

legen. Außerdem ständen ihnen in
allen bayerischen Justizvollzugs-
anstalten ein umfassendes Betreu-
ungs-, Behandlungs- und Thera-
pieangebot zur Verfügung.

Wie oft schon wegen strafbarer
Handlungen gegen JVA-Beamt*in-
nen ermittelt wurde, kann das Mi-
nisterium nicht sagen. „Dazu
müssten die Verfahrensakten hän-
disch durchgesehen würden.“ Dies
würde ganz erhebliche Arbeits-
kraft binden und eine – verfas-
sungsrechtlich gebotene – effektive
Strafverfolgung durch die Staats-
anwaltschaft gefährden. Die Ant-
wort überrascht, da schon eine ein-
fache Pressearchivrecherche er-
gibt, dass letztes Jahr ein Bediens-
teter der JVA Gablingen wegen

Drogenschmuggel in JVA

lässt sich nicht verhindern

In bayerischen Justizvollzugsan-
stalten (JVA) kommt es zu schwe-
ren Missständen wie Drogenhan-
del, willkürlichem Umgang von
Beamten gegenüber Häftlingen
zum Beispiel bei der Erteilung von

Freigang oder dem Zugang zu Ar-
beit sowie unzureichender medi-
zinischer Versorgung von Sucht-
kranken, schreiben Gerd Mannes
und Franz Bergmüller (beide
AfD) und berufen sich dabei auf
einen Bericht des Bayerischen
Rundfunks. Sie wollten wissen,
welche Kenntnisse die Staatsre-
gierung über die Vorfälle hat.

Das Justizministerium antwor-
tet, bayerische JVA hätten ein
Bündel von Maßnahmen ergrif-
fen, um zu verhindern, dass Be-
täubungsmittel oder Handys ein-
geschmuggelt werden. „Trotz um-
fangreicher Sicherheitsmaßnah-
men und intensiver Kontrollen
lässt sich dies jedoch nicht gänz-
lich verhindern.“

desHausesvonGesundheitsminis-
terin Judith Gerlach (CSU) durch
über 10 000 niedergelassene Ver-
tragsärzt*innen und -psychothera-
peut*innen flächendeckend si-
chergestellt. 71 davon führen den
Schwerpunkt Gynäkologische En-
dokrinologie und Reproduktions-
medizin. „Patientenbeschwerden,
welche auf Versorgungsdefizite
hinweisen könnten, liegen der Kas-
senärztlichen Vereinigung Bayerns
nicht vor.“

Für die stationäre Diagnostik
und Behandlung stehen in Bayern
gemäßMinisteriumrund140Kran-
kenhäuser mit der Fachrichtung
Gynäkologie oder Gynäkologie
und Geburtshilfe zur Verfügung.
Zudem sei Bayern mit 235 Rehabi-
litations- und Vorsorgeeinrichtun-
gen das Land mit den meisten An-
bietern von stationären Rehabilita-
tionsleistungen in Deutschland.
Darüber hinaus sollen durch die
Gesundheitsförderung an Schulen
„gynäkologische und andrologi-

sche Krankheiten enttabuisiert
und das Bewusstsein für eventuell
notwendige ärztliche Behandlun-
gen geschaffen werden“, heißt es in
der Antwort. „In diesem Zusam-
menhang kann von den Lehrkräf-
ten auch explizit auf Endometriose
und Menstruationsbeschwerden
eingegangen werden.“

Grüne: Frauengesundheit

mehr in den Blick nehmen

„Auch wenn sich die Datenlage
zur Frauengesundheit in Deutsch-
land langsam verbessert, fehlen zu
bestimmten Erkrankungen immer
noch wichtige Informationen,
etwa zur Prävalenz von weit ver-
breiteten gynäkologischen Erkran-
kungen wie der Endometriose“,
schreibenKerstinCelinaundLau-
ra Weber (beide Grüne). Obwohl
laut Bericht zur Frauengesundheit
in Deutschland des Robert Koch-
Instituts (RKI) bis zu 15 Prozent al-
ler Frauen im gebärfähigen Alter an
Endometriose erkrankt sind, ver-
gehen von den ersten Symptomen
bis zur Diagnosestellung im
Schnitt immer noch zehn Jahre. Sie
forderten daher, mehr für die Frau-
engesundheit zu tun.

Laut Gesundheitsministerium
gabes imJahr2023rund35 500am-
bulante gesetzlich versicherte Pa-
tientinnen in Bayern, die in min-
destens zwei Quartalen die Dia-
gnose Endometriose aufwiesen.
Gut 60 Prozent der Endometriose-
Diagnosen hätten Frauen im Alter
von20bis44Jahrenbetroffen.„Seit
2019 ist eine stetige Zunahme der
Patientinnen mit Endometriose in
Bayern zu verzeichnen“, heißt es in
der Antwort.

Die ambulante Behandlung von
Endometriose wird nach Angaben

Sicherheitsleck in

Behördensoftware

Bayerische Gesundheitsbehör-
den verarbeiten hochsensible Da-
ten. Doch die IT-Systeme, die Pa-
tientendaten schützen sollen, wei-
sen laut Medienberichten massive
Sicherheitslücken auf. Ruth Wald-
mann (SPD) fragte daher bei der
Staatsregierung nach, welche Ge-
sundheitsämter die Software der
Firma Mikroprojekt nutzen oder
genutzt haben und welche Kennt-
nisse über die Lücken beim Schutz
sensibler Daten vorliegen.

Das Gesundheitsministerium
schreibt in seiner Antwort, die Ge-
sundheitsämter seien seit dem Jahr
1996 keine staatlichen Sonderbe-
hörden mehr, sondern vollständig
in die Kreisverwaltungsbehörden
integriert. „Daher obliegt es der je-
weiligen Kreisverwaltungsbehörde
in eigener Zuständigkeit, geeignete
Softwareprodukte für die Gesund-
heitsämter auszuwählen und ein-
zusetzen.“Dasgelteauchfürdie IT-
Sicherheit.

Das Softwareprodukt der Firma
Mikroprojekt wird laut dem Haus
von Gesundheitsministerin Judith
Gerlach (CSU) in den Gesund-

heitsämtern Freyung-Grafenau,
Ingolstadt, Miesbach, Oberallgäu,
Regen und Unterallgäu eingesetzt.
Nachdem vor einem Jahr erste
Presseberichte über mögliche Si-
cherheitsmängel der Software be-
kannt wurden, seien die betroffe-
nen Gesundheitsämter um Schlie-
ßen potenzieller Sicherheitslü-
cken aufgefordert worden. „Weder
im Rahmen der damaligen Kontak-
tierung noch im weiteren Verlauf
wurde dem Ministerium ein Vorfall
bekannt, bei welchem durch Un-
befugte auf Daten zugegriffen wor-
den wäre.“

Drogenschmuggel, Softwarelecks, Frauengesundheit

Welche Ge-
sundheitsämter
nutzten die
Software der
Firma Mikro-
projekt, fragte
Ruth Waldmann
(SPD). HARTMANN

Stimmen die Be-
richte über
Missstände in
bayerischen
Justizvollzugs-
anstalten, woll-
te Gerd Mannes
(AfD) wissen.
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Zu einigen Frau-
enerkrankun-
gen fehlen im-
mer noch wich-
tige Informatio-
nen, klagt Kers-
tin Celina (Grü-
ne). BARTH-TUTTAS

15 Prozent aller Frauen sind an Endometriose erkrankt. FOTO: LOH

Software in Gesundheitsbehörden
war nicht sicher. DPA/MARKUS SCHOLZ

Leicht in Gefängnisse zu schmug-
geln: Mini-Handys. FOTO: DPA/ARMER

13 Prozent der deutschen Ärzt*in-
nen sind Ausländer. DPA/PLEUL

Markus Söder (CSU) war im Frühjahr
dieses Jahres der erste deutsche Minister-
präsident, der seit dem Ende der Corona-
Pandemie im Reich der Mitte zu Gast war.
„Wir wollen den angemessenen Ausgleich
zwischen unseren Werten, aber auch un-
seren Interessen haben, und für unsere ei-
genen Leute Sicherheit, Verständigung,
aber auch wirtschaftliche Chancen eröff-
nen“, sagte er nach seiner Rückkehr. Für
Markus Rinderspacher (SPD) wirft dieser
Satz fragen auf. Er wollte daher von der
Staatsregierung mehr zur Chinapolitik
wissen.
Das Innenministerium schreibt in seiner
Antwort, zur angefragten Verfolgung von
Opposition durch den chinesischen Staat
in Bayern lägen keine Informationen vor.
Dafür sei eine zeitaufwendige Einzelaus-
wertung von Akten und Datenbeständen
nötig. Um Spionage zu verhindern, wür-
den gefährdete Personen und Institutio-
nen aus den Bereichen Politik, Verwal-
tung, Wirtschaft, Wissenschaft und For-
schung regelmäßig informiert. Mehr wol-
le man dazu nicht sagen, weil die Infor-
mationen von ausländischen Nachrich-
tendiensten genutzt werden könnten, um
ihre Methoden und die eigene Erkennt-
nislage anzupassen.
Bayerische Kommunen werden laut In-
nenministerium vom Landesamt für Si-
cherheit in der Informationstechnik (LSI)
bei der Mitnahme und Nutzung von IT-
Ausrüstung bei Dienstreisen nach China
beraten. Die bayerischen Repräsentanz-
büros vor Ort böten ebenso Unterstüt-
zung bei der Vorbereitung und der Beglei-
tung von Delegationen aus Bayern auf
kommunaler Ebene an.
Seit 2021 wurden insgesamt 31 von der
bayerischen Ansiedlungsagentur Invest in

Bavaria betreute Investitionsvorhaben
chinesischer Unternehmen erfolgreich
abgeschlossen. Der Schwerpunkt lag da-
bei mit 29 Projekten auf Neuansiedlun-
gen. Dadurch wurden in Bayern seit 2021
insgesamt 904 neue Arbeitsplätze ge-
schaffen. Übernahmen von bayerischen
Firmen durch chinesische Unternehmen
sind der Staatsregierung nicht bekannt.
Gleiches gilt für die Frage, ob nach den
Investitionen die Arbeitnehmerrechte
eingehalten wurden oder ob Wissen von
Bayern nach China abgeflossen ist.
Die Beschäftigten der Staatsregierung
und der Ministerialverwaltung dürfen
nach Auskunft des Hauses von Innenmi-
nister Joachim Herrmann (CSU) die chi-
nesische Social-Media-Plattform Tiktok
grundsätzlich nutzen – üblicherweise
zum Beispiel für die Öffentlichkeitsarbeit.
„Die Ressorts entscheiden in eigener Ver-
antwortung über die Verwendung von
Apps auf dienstlichen Endgeräten.“ Nur
im Innenministerium wird von der Nut-
zung abgeraten, weshalb sich dort Tiktok
auf Diensthandys nicht installieren lässt.
Auf der Plattform sind sogar Ministerien
aktiv – entweder durch eigene Beiträge
wie das Bauministerium oder durch Wer-
beschaltungen wie das Kultusministeri-
um. In den USA und der EU wird derzeit
wegen Datenschutzverstößen ein Verbot
der Plattform geprüft.
Bei Ministerpräsident Söders Reise sind
nach Angaben des Herrmann-Ressorts
bei bilateralen Gesprächen mit Vertretern
der chinesischen Zentral- und Provinzre-
gierung auch Menschenrechtsthemen an-
gesprochen worden. Eine Reise in das
von China nicht anerkannte Taiwan sei
aber in Zukunft nicht geplant.
> DAVID LOHMANN

Trotz Kritik: Bayerische Ministerien werben auf Tiktok

In den USA und der EU wird derzeit
wegen Datenschutzverstößen ein
Tiktok-Verbot geprüft. Bayerische
Ministerien nutzen die Plattform
trotzdem. FOTO: LOH


